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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Mündlidie Fragen gemäß I. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


L Abgeordneter 

Gerladi 

(Obemau) 

(CDU/CSU) 


Welches slimid iim einz einen die Uiisachen, die 
dazu führten, daß ein Mitglied der Baader- 
Meinhiof-Bande, das am 21. April 1974 zum 
ersten Mal nüdit seiner tägliichen Meldepfliidit 
bei der PoiHzei nachkam, da es unterge taucht 
war, »bis zum 25. Apiül 1974 außer Verfolgung 
war, da erst an diesem Tag der außer Voililzug 
geisetzte HaftbefeW wieder in Kraft gesetzt 
und die Fahndung aufgenommen wurdie, und 
zu welchen Überlegungen strafverfahrensrecht- 
Jicher Art gibt dieser Vorfall Anlaß? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


2. Abgeordneter 
Pawelczyk 
(SPD) 


Trifft es zu, daß der Ausschuß für Sicherheits- 
poliitik des CDU-Landesverbands Bremen 
einen Teil seineis zweditägigen wehrpoldtdisdien 
Kongresses in einer Bundeswehrkaiserne in 
Bremen mit Zustimmung des zuständigen 
Komimandeurs labhielt? 


3. Abgeordneter Welche Konsequenzen hat die Bundesregie- 

Pawelczyk rung gegebenenfa/lls aus diesem Vorgang ge- 

(SPD) zogen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


4 . Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Ist (bei einer Auslegung ider miit ihr getroffe- 
nen vertragliichen Vereilnbarungen nach den 
Regeln ides zwiiischenstaatlichen Rechts ‘die 
DDR verpfilifchtet, gegenüber der Bundesrepu- 
blik Deutschland alle Forderungen zu unter- 
lasisen, idie nicht lim Einklang mit idem Grund- 
gesetz stehen, oder kann idle DDR auf Grund 
dieser Vereinbarungen nach den Regeln des 
zwdischenstiaatlichen Rechts von der Bundesre- 
publik Deutschland eine Änderung des Grund- 
gesetzes ibezüglidi ihrer Pflichten für ganz 
DeutsdDlanid und aille deutschen Staatsange^ 
hörigen fordern? 
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5. Abgeordneter 
Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bunides regier ung m dem Schutz der 
menschen rechts w idr igen Gr enz/sicheiiuinig sianla- 
gen der „DDR" und lin dem Schutz vcxn diemon- 
strativen Zeichen der rechtswtidrigen Teidung 
DeutschHands auf dem Gebiet der „DDR" eine 
Aufgabe ides eiinzigen demokratisch iegitiimiieT- 
ten deutschen Staiates und seiner Gtieder, lund 
wie kann verhind^ert werden, daß aoisführende 
und rechtsprechende Gewalt mit einer solchen 
Wirkung tätig werden? 


Geschäftsbereidi de$ Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


6. Abgeordneter 
Dr. Kraske 


(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Anteil (aibsolut und prozenr 
tuail) ider Ausländer an den Stiuddienanfängem 
im Wiintersemeister 1973/1974 und im Sommer- 
eemestier 1974 der Humainmediilziin in der Bun- 
diesrepubliik Deutschland, wie viele Bürger der 
Bunde srepubl/ik Deutschland halben zum glei- 
chen Zeitpunkt das Studium der Humanmedd- 
zjin an ausländischen Hochschulen aufgenom- 
men, und wie lauten die entsprecheniden Zah- 
len für die DDR? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


7. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Ist Ider BimdeskaniTller Im Hihbliick darauf, daß 
der Staatssekretär lim Bunideskainaleramt, Gaus, 
sich gegen die Bezeichnung ider „DDR"-Regie- 
luing als „Regime" verwiahrt hat, bereit, sich 
dafür zu entschuldiigen, daß er bdisheirige und 
künftige von der CDU/CSU geführte Boindes- 
regierungen als „CDU/CSU-Regime" bezeidi- 
niet hat, oder wie .ist der neue Sprachgebrauch 
des Bundeskanzlers für die parlamentarisdiie 
Opposiition einerseits und die Behandilung 
einer die Menschenrechte miißachtenden Regie- 
rung auf deutschem Boden durch leinen Staats- 
sekretär im Bundesfcanzleramt anderersed'ts in 
Einklang zu bringen? 


8. Abgeordneter 
Zoglmann 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten Tatbestände meint der Biun- 
deskanziler in erster Linie, wenn er einräiumt, 
daß es (in dem Bereich, für den er die Verant- 
wortung trage, auch „Fehler und Pannen gege- 
ben" habe (Bulletin des Presse- und Informa- 
tionsamts der Bundesregierung vom 13. April 
1974), und welche Maßnahmen wurden getrof- 
fen, um /diese Fehler fund Pannen in Tlukunft 
mö glichst zu vermeiden? 
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9. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Dr. Kraske 


(CDU/CSU) 


Gebitetet es nach Auffassiung der Bundesregie- 
rung die Schutzpfliicht, die ;ihr vom Grundge- 
setz für alle Deutschen auferlegt ist, daß 
Deutschen aius der DDR, die in der Ständigen 
Vertretung der Bundesriepubtik Deuts-chland 
in Ost-Berlin in Wahrnehmung ihrer Men- 
schenrechte Zuflucht suchen, Zutritt zum Ge- 
bäude der Vertretung und Aufenthalt in ihm 
zu gewähren? 

Auf welche Weise hat die Bundesregierung in 
den Verhandlungen mit der DDR sicherge stellt, 
daß Deutsche aus der DDR, die isdch mit Anlie- 
gen an die Ständige Vertretung ider Bundes- 
republik Deutschland in Ost-Berlin wenden, 
die zu deren Zuständig keit gehören, dies un- 
miittelbar und lunbeeinträchtigt tun können? 


Trifft tdie Meldung der „Welt am Sonntag" 
vom 28. April 1974 zu, der als Ostberliner 
Spion entlarvte Mitarbeiter des Bundeskanz- 
lers habe die Aufgabe gehabt, die „täglichen 
Führungsorientierungen" des Bundesnachrich- 
tendiienstes der SPD-Parteizentrale zu üibeir- 
mitteln, und wem waren siie dort — bejahen- 
denfalls — jeweils zugänglich? 


Wenn es zutrifft, daß Günter Guillaume im 
Bundeskanzleramt ausschMeßlich Parteiaufga- 
ben für den Parteivorsitzenden der Soziail- 
demokratischen Partei Deutschlands erfüllte, 
wiarurn war er dann lim Bunideskanzleramt und 
nicht (in der Bundesgeschäftsstelle der SPD 
beschäftigt, und warum wurde er aus H/aus- 
haltsmitteln des Bundes und nicht aus Mitteln 
der Sozialdemokratiischen Partei Deutschlands 
bezahlt? 


13. Abgeordneter In welchem Dienstverhältnis steht Klaus Harp- 
Dr. Kunz precht zuim Presse- und Informationsamt der 

(Weiden) Bundesregierung? 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


14. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß eine Delegation der „Deut- 
schen Komimiunlistischen Partei" (DKP) anläß- 
lich eines Besuchs lin ider Volksrepublik Polen 
von der Deutschen Botschaft in Warschau 
empfangen worden list — wie es die DKP in 
einem Rundschreiben vom 11. März 1974 an 
alle Abgeordneten des Bundestags behaup- 
tet — , und welche Gründe haben idie Deutsche 
Botschaft veranlaßt, diese Delegation zu emp- 
ifangen? 
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15. Abgeordneter 
Dr. Todenhöfer 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Dr. Todenhöfer 
(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß die Deutsche Botschaft in 
Chile in der Zeit der Reigierung Allende Bitten 
deutscher oder deutschstämmiger Chilenen, 
diie entschäidigungslos enteignet oder von 
ihren Gütern vertrieben wurden o-der aus pold- 
ti, sehen Gründen gezwungen waren, das Land 
au verlaasen, auf Gewährung eines Darlehns 
zur Finanzierung der Ausreise abgeLehnt hat, 
während die Deutsche Botschaift po Li titschen 
Flüchtlingen diilenischer oder anderer liatein- 
lamerik/aniischer Staatsanigehörigkieit diiie Aus- 
reise finanz/Lert hat? 


Wie begründet die Bundesregiierung gegebe- 
nenfalls die unter schiedil'i che Behandloiing ideut- 
scher und ausländischer FlüditHnge? 


Trifft die Meldung des „Tagesispiegels” vom 
24. April 1974 au, Mitglieder der Bumdesregiie- 
rung hätten bei der französischen Regierung 
ventiliert, ob siie unter bestiimimten Umiständen 
bereit SBi, durch ihr Veto idie Errichtung des 
Um Weltbundes am ts in Berlin zu verhindem, 
um der Bundesregiierung die Möglichkeit zu 
einem bequemen Rückaug ohne peinlichen Ge- 
s-ichtsverlust au eröffnen, und weichte anderen 
Erwägungen hat diie Bundesregierung noch 
anges teilt mit dem Ziel, an der Errichtung des 
Umweltbundesamts in Berlin vorbeizukom- 
men? 


Was unternimmt die Bundesregierung, um ten- 
denziöse und entstellende Berichte in sowje- 
tischen Zeitungen über die Bundesrepublik 
Deutschland zu verhindem, mit denen Deutsch- 
stämmige davon abgehalben werden sollen, 
ihre Ausreise in die Bundesrepublük Deutsch- 
land zu beantragen, und wras tut die Bundes- 
regierung, um diesen Menschen die Möglich- 
keit au verschaffen, isich anhand objektiver 
Informationen ein Urteil au bilden? 


Wann und wo wurden die Drei Westmächte 
im Hiiniblick atuf die Vier Mächte-Rechte und 
-Verantwortlichkeiten für Deutschland ails 
Ganzes, und Berlin über den genauen Wort- 
laut der Leitsätze 5 bis 10 des sogenannten 
Balhr-Papiers (d. h. der Grundlage der (sechs 
deutsch-'sowjetischen Absichtserklärungen) 
bzw. der Leitsätze 1 bis 4 des sogenannten 
Bahr-Papiers (d. h. der Grundlage der Artikel 
1 bis 4 ides deutsch-sowjetischen Vertrags) un- 
terrichtet, und (in welcher Weise waren diesie 
Texte vor Abschluß des Meinungsaustauischs 
Bahr — Gromyko mit den Drei Westmächten 
konsultiert worden? 
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20. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordnetes* 
Kaffka 
(SPD) 


Wie lautet tder eadgültige deuts,che Wortlaut 
der sechs deutsdi-sowjetiischen Absichtserkiä- 
rungen, deren russischer Text lin Heft 2/1973 
der Moskauer Zeitschrift MESHDUNAROD- 
NAJA SHISN — sie wiird in Zusammenarbeit 
mit sowjetischen Partei- und Regierungsstel- 
len herausgegeben, die auch die amtlichen Do- 
kumente zwecks Veröffentlichung zur Verfü- 
gung stellen und deren rechtliche Qualiität an- 
geben — mit der Bezeichnung DOGOWOR- 
JONNOSTJ (= vertragsähnliche Absprache) 
abgedrucfct äst, und zwar zwischen den Texten 
des Moskauer und des Warschauer Vertrags 
(unter der Ruibük „Dokumente zu Fragen be- 
treffend die Festigung des Friedens und der 
Sicherheit in Europa")? 

Ist die Qualifizierung dieser de utsdi-sow je tit- 
schen Vereinbarung als Absprache und als 
übeireinkunft (im d'eutsch->sowjet'i.schen Kom- 
miunique vom 18. September 1971) darauf zu- 
rückzufüihren, daß die zwischen Staatssekretär 
Bahr und Außenminister Gromyko ausgehan- 
delten Leitsätze 5 bis 10 (siehe Kapitel I „Das 
Vertragswerk" der Dokumentation des Bun- 
despresse- und Informationsamts zum Mos- 
kauer Vertrag) während der deutsch--sow jeti- 
schen Verhandlungen 'im Sommer 1970 inhalt- 
lich nicht mehr zur Erörterung standen, jedoch 
von den Außenmiinistern Scheel und Gromyko 
mittels förmilicher gegenseitiger Zustimmungs- 
erklärungen isowie miittels Paraphierung durch 
einen deutschen und einen sowjetischen Be- 
amten dn den Rang einer beide Regierungen 
bindenden Obere inkunft erhoben wurde? 

Welche diploma tischen Schritte und gegebe- 
nenfalls mit welchem Erfolg hat die Bundes- 
regiierung bei der luxemburgischen Regierung 
unternommen, mjt dem Ziel, zu verhindern, 
daß der als Leiter der Ständigen Vertretung 
der DDR lin der Bundesrepublik Deutschland 
vorgesehene Minister Kohl zugleich als Bot- 
schafter der DDR lin Luxemburg akkreditiert 
wird, was dhrn die Möglichkeit bieten würde, 
durch Führung des Botschaftertiitels seine zwi- 
schien Bundesregierung und DDR-Regierung 
veireinbarte offizielle Amtsbezeichnung zu um- 
gehen? 

Ist der Biundesregierung beikannt, daß unter 
den deutschen Lehrern itm Auslanid eine er- 
hebliche Unruhe über dihre unzureddiencie 
rechtliche Stellung besteht, und ist die Bundes- 
regierung bereit, den Vorstellungen der Ge- 
werkschaft Erziehung »und Wissenschaft, die 
schon wiederholt der Zent r als teile für das 
Auslandsschuilwesen vorgetragen wurden, 
näherzu treten und durch die rechtliche Gleich- 
stellung der Lehrer tim Ausland mit den Be- 
amten des Auswärtigen Diensttes eine zufrie- 
denstellende Lösung herbeizuführen? 
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24. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


26. Abgeordneter 
Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundes re gd er ung -die Situa- 
tion in der EG, die durch die EG-MitgLieds- 
länder England einerseits angekündigt, durch 
Italien vollzogen wurde, auf das künftige Be- 
stehen und Erhalten der Europäischen Gemein- 
schaft, und welche Schnitte untemiimmt sie, 
um die EG im Sinne ihrer Gründer und im 
Interesse Europas aufrechtzuerhalten? 

Ist mittlerweile geklärt, ob das seit dem 
1. April 1974 in Kraft gesetzte Bundespersonal- 
vertretungsgesetz auch für das Personal im 
Bereich der StationLeruingsstreitkräfte Anwen- 
dung findet? 

Heißt es in dem Merkiblatt der Zentralstelle 
für Auslandsschulwesen tatsächlich „Die Be- 
gegnung mit dem Gastland, nicht eine Bequem- 
lichkeit für Ausländsdeutsche muß der Sinn 
von Auslandsschulen sein", und ist die Bunde s- 
regierung — bejahendenfalls — nicht der Auf- 
fassung, daß die Möglichkeit für Auslanriis- 
deutsche, ihre Kinder auf einer deutschen 
Schulie erziehen zu lassen, ein Recht ist, daß 
zu gewährleiisten der Bundesregierung aufge- 
geben ist? 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 26. April 
1974 zu, bei den Gesprächen des Leiters der 
politischen Abteilung des Auswärtigen Amts 
in Warschau hätten die Vorstellungen über 
den für die Ausreise laus Polen in Frage kom- 
menden Personenkreis diifferiert, und hat dies 
— bejahendenfalls — (seine Ursache in einem 
Abrücken der polnischen Seite von den in der 
entsprechenden Information bei Abschluß des 
deutsch-polnischen Vertrags gemachten Zusa- 
gen? 

Überprüft die Bunjd es regier ung ihre reservierte 
Haltung auf der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit lin Europa gegenüber dem 
sowjetischen Vorschlag, ein stänidiges Organ 
für die Zeit nach Abschluß der Konferenz zu 
schaffen, und wirkt sie in diesem Sinn auf 
ihre westlichen Partner ein, dne bislang zu- 
sammen mit ihr eine gemeinsame Haltung in 
dieser Frage eingenommen hatten? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


29. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Arzthelferinnen während der 
Ausbildungszeit dann überhaupt keine Be ruf s- 
ausibildungisbeihilfe erhalten, wenn die Ausbal- 
dungsdauer — wie es in Bayern geschehen 
ist — von der Landesärztekammer von zwei 
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auf direi Jahre heraufgesetzt wunde und die 
Aiusbild)Linige sich somit einer längeren Aois- 
bi'ldamgszeit unterziehen müssen, und wenn 
>a, gedenkt idie Bumidesregierung, eine gesetz- 
lidie Andenung vorzunehmen? 


30. Abgeordneter 
Dr. Fudis 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch Ver- 
plldchtungisenmächtigung unverzüglich die Fi- 
nanzmittel für die verstärkte Förderung ides 
Programms der Bundesanstalt für Arbeit „Maß- 
nahmen zur alLgemeinen Arbeitsbeschpaffung" 
aus dem Sonderprogramm für Gebiete mit 
speziellen Struktur Problemen vom 19. Februar 
1974 zur Verfügung zu stellen? 


31. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Werden bei der B*undesregierung überliegun- 
gen ange stellt oder werden Forderungen an sie 
herangetragen, im Bereich der Sozialversiche- 
rung nach 1974 die Urwaihlen abzuschaffen, 
bzw. durch ©ine Berufung oder durch ein be- 
rufungpsähnliches Verfahren zu ersetzen? 


32. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Überlegungen 
anzustellen, ob und in welcher Weise die bis- 
herige ifreiwiillige „Höherversiicherung" nach 
§ 1234 RVO :in eine ifreiwiJLldge „ Überve rsdche- 
mnig" umge wandelt werden kann — d, h. in 
der gesetzlichen Rentenversicherung freiwillig 
höhere, über den Pflichtbeitrag hinausgehende 
Beiträge zuzulassen? 


% 


33. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe sind der Bundesregierung für 
die Ha)tung ides Viizepräsidenten der Kom- 
miission der Europäischen Gemeinschaft be- 
kannt, den Einladiungen des Präsidenten der 
iB)undiesanstalt für Arbeit nicht nachzukommen 
und die unter idem für Sozialpolitik zuständi- 
igen früheiien Kommissionsmitgldied bestehen- 
den Kontakte bislang nicht fortzusetzen, und 
was kann noch getan werden, um diesen übel- 
istanid abzuschiaffen? 


34. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt dlie Bundesregierung, Deutschen 
in den Oder-Naiße-Gebieten, die viele Jahre 
hindurch Beiträge an deutsche Sozdaliversdche- 
nungsträger gezahlt imd Ansprüche auf Ren- 
tenledstungen erworben haben, durch Geset- 
zesänderung und Veith'andlungen Tellrenten 
— ähnlich wie in der KiüegisopferviersoTgung — 
in einer Weise zu ermöglichen, die weder idie 
Rechte iganiz Deutsdulands noch das Grundge- 
setz berührt und einen Friedensivertraig nicht 
präjuidiiziert? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


35. Abgeordneter 
Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Dr. Sdiweitzer 


(SPD) 


38. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Wiiie bewertiet »die Buinideisreigieminig die am 
20. März 1974 zwisdi/en idem Deutsdnen Tium- 
uind Sportboind (DTSB) und dem Deaitsdien 
Sportbimid (DSB) getroffene Vereinlbaraiing, 
lund ist die Baindesregietriiiing idier Auffassiung, 
daß diesie Vereinlbaruingen ajudi dazu beditra- 
gen, daß Mitteldautsdie in vermehirtem Maße 
an sportillidien Viemnataltungen, düe im Rah- 
men des linnerdeutsdien SpoilivteEkehjis in der 
Bundesrepublik Deütadilaind stattfindeii, tedl- 
nehmen können? 


Gibt es Bemühungen ider Bundesregierung, in 
den Gosprädien bzw. Verbandliungen imit der 
DDR die Besudierquote von Md/tte'ldeiutsidien 
zu Spielen im Rahmen ider Buß/baDlwielitmedster- 
sdiaft zu erhöhen, und wieüidie Anstrengungen 
wird die Bunidesregierung untemehimen, um 
zu erreichen, daß mehr «als 3020 Mictteldeutsdie 
das 'Fußbalispiel DDR — Chile am 18. Juni 1974 
im Berliner Olyimpiia^Stadion besuchen können, 
zu dem biis heute noch 40 000 Biatiiittskarten 
anigeboten wierden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob wissen- 
schaftlich abgesiicherte Untersuchungen vorlde- 
gen über den beruflichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Bingliitederungsprozeß deutscher Um- 
siedler aus der Volks repoiiblik Polen und der 
Sowjetunion in der Bundesrepubliik Deutsch- 
land sowie über den Grad der Zufriedenheit 
dieser Bevölkerungskredse mit «diesem Prozeß? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in dem Ent- 
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Vereinhedt- 
lichung und Neuregelung des Besoldungs rechts 
in Bund «und Ländern (Drucksache 7/1906) bei 
den (graduierten Iingenieuren eine Gleichstel- 
lung von Fachhochschulabsolventen ider Vor- 
gänge reinrichtungen (Ingenieurschule bzw. 
Akademie) rückwiirkend ab 1. Januar 1974 und 
die Verbesserung des StelLenkegels durch edine 
Ausweitung «dier Funktionsgruppenverordiiuiig 
vorzunehmen? 


39. Abgeordneter Wann kann mit einer Verabschiedung des 

Milz Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichtung und 

(CDU/CSU) Neuregelung dos Besoldungsrechts ln Bund 

imd Ländern «gerechnet werden? 


40. Abgeordneter 
Konrad 


(SPD) 


Ist «der Bundesregierung bekannt, idaß nach 
einer Meldung der VDI-Nachrichten Nr. 7 vom 
15. Februar 1974 im Rahmen eines von der 
Technischen Vereinigung «der Großkraftwerks- 
betreiber veranstalteten Seminars von der 
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41. Abgeordneter 
Sdiedl 
(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Wolfram 
(SPD) 


43. Abgeordneter 
Wolfram 
(SPD) 


44. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 


45. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


Kraftwerkseite bezügl'ich strenger Umweltvor- 
schriften erklärt wurde, „man wende unter 
Umständen einen Abschaltplan eufstellen, um 
der Bevölkerung drastisch zu demonstrieren, 
wie notwendig eine igesicherte Energieversor- 
igung sei", und welche Schritte erwägt die 
Bundes regle nun g, falls sich die Kraftwerks be- 
tred her zu einem solchen Vorgehen entschliie- 
ßen würden? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine 
Reihe von Werkszedtungen, idie unter die spa- 
nischen, türkischen und anderen Gastarbeiter 
verbreitet werden, kommunistische Klassen- 
kämpferparolien verbreiten, und was hat isie in 
dieser Frage bisher getan? 


Ich frage die Bundesregierung, ob sie es für 
richtig hält, daß Krankenhäuser, Kliniken und 
sonstige Anstalten auf ihrem Anstaltstgelände 
Müllverbrennungsanlagen errichten und unter- 
halten müssen? 


Wäre es, aus hygienischen und Umweltschuta- 
gründen, vor allem aber im Interesse der die 
Abgase der Müllverbrennungsaniagen schluk- 
kenden Patienten, nicht besser, Krankenhaus- 
abfälle anderweitig zu beseitigen? 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die übliche Praxis, bei Stellenausschrei- 
bungen lim öffentlichen Dienst in der Regel nur 
auf männliche Bewerber abzuheben, eine Dis- 
kriminierung möglicher weiblicher Bewerber 
darstellt und — soweit es sich nicht um Stel- 
len mit spezifiisch männlichen Tätigkeitsmerk- 
malen (wie schwere körperliche Arbeit) han- 
delt — damit dem Gleichheitsgebot des Arti- 
kels 3 Abs.. 2 des Grundgesetzes widerspricht, 
und ist die Bundesregierung bereit, durch Ver- 
ordnung oder Erlaß für alle Bundesbehörden 
einschließlich Bundesbahn und Bundespost 
zwingend vorzu sch reiben, daß der Ausschreä- 
bungstext für männliche und weibliche Be- 
werber formuliert wird, soweit nicht spezifisch 
männliche Tätigkeitsmerkmale entgegenste- 
hen? 


Treffen Pressemeldungen zu, der Bundeskanz- 
ler habe die Hinweise der Staatsschutzbehör- 
den, sein persönlicher Mitarbeiter Goillaume 
stehe unter Spionageverdacht für Ost-Berlin, 
nicht sonderlich ernst genommen, und welchen 
Inhalt hatten — bejahendenfalls — diese Hin- 
weise im einzelnen? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


46. Abgeordneter 
Dr. Hammans 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntniisse dar- 
über vor, in welchem Umiftanig aus ItaMen ein- 
geführte Südfrüchte miit Pflanzensdiiutz/mitteln 
gespritzt werden, und teilt sie iLnsbesondere 
-die Ansicht des bayerischen Landwdrtschafts.- 
miinisters Eisenmann, man müsse, würde man 
die italieniiischen Obstliefe rungen genauen Ga- 
sundheitskontr ollen unterwerfen, diese Liefe- 
rungen wahrscheinliich waggonweise wieder 
mrüdcs enden? 


47. Abgeordneter 
Dr. Slotta 


(SPD) 


Wie erklärt diie Bundesregierung die Tatsache, 
daß die Miitglieder des Bundesverbands für 
spastisch Gelähmte und andere Körperbehin- 
derte e. V. keine finanzielle Unterstützung 
des Bundes für idie Teilnahme an einer inter- 
nationalen Sportveranstaltung in Engliand er- 
hält, während in nnserem Land die Olympi- 
schen Spiele und die Eußballweltmeisterschaft 
mit finanziellen Mitteln des Bundes lerhebliidi 
unterstützt werden, und gedenkt die Bundes- 
regierung, iin Zukunft die Teilnahme dieses 
Personenkreises an änternatiionalen Sportver- 
anstaltungen finanziiell zu unterstützien? 


48. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung ein Gesetz über den 
Beruf des zahnmedizinischen Assistenten für 
erforderlich, und strebt ^ie ein solches Gesetz 
an? 


49. Abgeordneter Betrachtet die Bundesregierung das. Ausbdtl- 
Walkhoff diung sangebot einzelner Zahnärztekammern 

(SPD) für zahnmedizinische Assistentinnen als iseriös 

gegenüber den Auszubildenden? 


50. Abgeordneter Welche Ergebnisse werden sich aus dem Be- 

Rollmann such von Biundeskanzler Brandt in Kairo für 

(CDU/CSU) die Entwicklung des deutsch- ägyptischen Ju- 

gend aus, tausches ergeben? 


51. Abgeordneter 
Seefeld 


(SPD) 


Welche Bundesländer haben bisher auf Grund 
des Arzneimittelgesetzes von 1964 Auflagen 
verfügt, die für Mittel, „die allein oder im 
Zusammenwiirken mit anderen Arzneimitteln 
oder mit bestimmten Lebens- und Genußmit- 
teln'' die Verkehrs tüchtigkeit beeinträchtigen 
können, „ Warnhinweise auf Behältnissen, Um- 
hüllungen und Packungsbeilagen’' vorschrei- 
ben, und welche Erfahrungen sind bislang ge- 
macht worden? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Forsdiung und Tedinologie und 
für das Post- und Femmeldewesen 


52. Abgeordneter 
Konrad 


(SPD) 


Sind der Dumdesragierung die Groß versiudie in 
ednem bayerischen Ziegelwerk und das Unteir- 
sudmngisprogranim an der Technischen Uni- 
versiität München, laus Klärschlamm und Lehm 
Ziegelsteine herzustellen, bekannt, und würde 
sie ähnliche Versuche lin Praxis und Forschung 
lim norddeutschen Raum finainziell fördern? 


53. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen hat die Bun- 
desregierung unternommen, um die Rohstoff- 
gewinnung aus dem Meer möglichst schnell 
voranzutreiben, welche ^industriepoli tischen 
Vorstellungen hat sie in diesem Bereich, und 
gedenkt sie gegebenenfalls, ein Sdiwerpunkt- 
programm „ Rohstof figew.innung aus dem Meer" 
aufzustellen? 


54. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die bisher beim 
Bundesmtinister für Forschiung und Technologie 
vorliegenden Ergebniisse kommunal bedeutsa- 
mex Forschungen «und Technodogien ziu ver- 
öiffentlichen, und wird sie diafüf sorgen, daß 
eine Sammilung neuer Technologien fortge- 
schrieben und von Zeit zu Zeit den Kommunen 
bzw. kommunalen Spitzenverbänden zugäng- 
liich gemacht w»ird? 


55. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Trifft der Bericht der „ Wirtschaf tawoche" 
Nr. 18 vom 26. April 1974 zu, daß im Rahmen 
der Forsch'ungsiförderuBg ider Bundesregierung 
(die kleinen und mittleren Unternehmen bei 
der Vergabe von Forschungszuwenidunigen 
ibenachteiiligt werden, 'und was gedenkt die 
Bundesragierung zu unternehmen, um die an- 
geführte erheiblichie Konzentration der Förde- 
rungsmittel (des Bundesforschungsmiinisteriums 
auf wenige Großunternehmen, vor allem fim 
Bereich „Neuer Technologien", so zu ändern, 
daß vermehrt Unternehmen der miittel ständi- 
schen Wirts.chaft in (die Forschungisförderung 
einbezogen werdten können? 


56. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt dii:e Bundesregierung 'die Praxis 
der Deutschen Bundespost, wonach Durchwahl- 
nummern nur bis zur Zahl der Hauptan- 
schlüsse iin das amtliche Fernsprechbuch ein- 
getragen werden idürfen? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


57. Abgeordneter 
Dr. Fudis 


(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der verhältniisimäßtiige Anteil beii 
den laufenden und den laufgelaufenen Unter- 
hailts:&ahlungen familienrechtMcher Art isoiwie 
bei den Sperrguthaben, die in Höhe einer Ge- 
Siamtsumme von 30 Milldionen DM in Zukunft 
aus der „DDR" lin die Bundesrepublik Deutsch- 
land ülberwiiesen werden können, und was 
wiird mit den Anteilen geschehen, die diese 
Summe -übersteigen? 


58. Abgeordneter 
Dr. Ritz 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Anre- 
gung des niederaächsii sehen LandwiTtschafts- 
ministers, über eine Senkung der Mehrwert- 
s teuer 'bei Düngemitteln und Dieiseilkraftistoff 
die Preis-Kosten-Relation in der deutschen 
Landwiirtschaft zu veirbessern, und wiird sie 
(gegebenenfalls diese Anregung aufgreifen? 


59. Abgeordneter Warum wird bei der Kurspflege für notldi- 

Hödierl dende Anleihen von der bisheriitgen Praxis 

(CDU/CSU) abgewiichen, Haushaltsmiittel dafür eiinzuset- 

zen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Wirtsdiaft 


60. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


Mit welchen Schlußfolgerungen teilt die Bun- 
desregierung die Auffassung, daß die Harmo- 
nisierung der Lasten der höheren Erdölp reise 
eine der vordringlichen Aufgaben der Buro- 
päischen Gemeinschaft ist? 


61. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


Ist d;ie Bundesregierung nicht auch der Mei- 
nung, daß die EG-iAußenbeziehungen zu den 
ölerzeugenden und ölverb rauchenden Ländern 
gemeinsam geregelt werden müssen, wenn 
nicht idie Entwicklung der gemeinsamen Politik 
lim Innern der Gemeinschaft durch idie Fort- 
führung ider nationalen Außenwiirtschaftsp-odi- 
itiken einzelner Mitgliedstaaten der Gemedn- 
\schaft -auf dem Sektor (der Energiepoilitik nega- 
tiv beeinflußt werden soll? 


62. Abgeordneter 
G erster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


In welchen europäischen Ländern wird in die- 
sem Jahr aus Gründen der Energieersparnis 
die isogenannte Sommerzeit (Vorstellen der 
Uhr um eine Stunde) praktiziert, und welche 
Energiemengen werden durch diese Maßniah- 
ime lin diesen Ländern und würden durch eine 
entsprechende Maßnahme in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eingespart? 
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63. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 

64. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Gewandt 


(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Gewandt 


(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 
Dr. Jens 


(SPD) 


68. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Hat die .Bundes re gierung bereits Imtiativen 
ergriffen, iUm in dieser Frage eine einheitliche 
Hiandhabung zumiindest innerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaft zu erzielen? 

Trifft die Meldung des „Münchner Merkur" 
vom 25. Apriil 1974 zu, die Sowjetunion be- 
trachte lihi Barzahlungsangebot für die erste 
Stufe des Stahlkomibinats in Kursk als einma- 
lige Ausnahme, und was hat gegebenenfalils 
die Bundesregierung unternommen, der So- 
wjetunion klar zu machen, daß es für sie mit 
Ausnahme der Entwicklungsländer wirtschaft- 
liche Beziehungen grundsätzlich nur zu den 
Bedingungen des freien Markts gibt, d. h., daß 
es Subventionen aus Steuermitteln für idle 
Sowjetunion auch in Zukunft nicht geben wird? 


Weiche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
bislang mit dem Anlaufen des Sonderkredit- 
programms der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau in Höhe von 500 Millionen DM gemacht, 
und in welchem Umifang ist das Volumen 
dieses Sonderkreditprogramms bislang ausge- 
nutzt worden? 

Kann die Bundesregierung Angaben darüber 
machen, iinwiieweit die Inanspruchnahme des 
Sonderkreditprogramms jeweils für Investitio- 
nen erfolgt, die mittelbare Auswirkungen auf 
die Beschäftigungslage der Zulieferindustrie 
haben, und in welchem Umfang das nicht der 
Fall ist? 

Hält die Bundesregierung Preiserhöhungen für 
den Verbraucher für Margarine und Pflanzen- 
fette von 20^/o — wfie sie vor kurzem vom 
Unilever-Konzern angekündigt wurden — auf 
Grund der gestiegenen Preise für Rohwaren 
für berechtigt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob Ostblock- 
i ander wie z. B. Polen Kontrakte über Harn- 
stof flieferungen nicht eingehalten haben, und 
wie will sie gegebenenfallis die Rechtssicher- 
heit auf diesem Gebiet verbessern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


69. Abgeordneter Trifft der Bericht der „Frankfurter Rundschau" 

Dr. Slotta vom 29. März 1974 zu, wonach die von der 

(SPD) Ölverteuerung besonders betroffenen klein- 

und mittelständischen Kutterfischer aus dem 
Hilfsprogramm der Bundesregierung weniger 
erhalten als die von der Kostenbelastung nicht 
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SO betroffenje Hochseeflischerei, rund dst in die- 
sem Zuisammenhang die Frankfurter Rnnd- 
schau-Meldiung zutreffend, daß solche Kon- 
zerne wie Oetker, Unilever und Dresdner Bank 
über ihre Fi sch ereiinte ressen am meisten von 
den Subventionen der Bundesregierung profi- 
tieren? 


70. Abgeordneter 
Seilers 


(CDU/CSU) 


Hat die Biundesregierung das seit dem 12. Juli 
1972 bei der UNESCO an Paris, aufliiegende 
internationale Übereinkommen über Feucht- 
gebiete und Wasservögel lunterzeichnet, und 
wann gedenkt sie, den Ratifizierungsvorgang 
einzu leiten? 


71. Abgeordneter 
Seilers 

(CDU/CSU) 


Wann ist damiit zu rechnen, daß die Bundes- 
regienung den Entwurf eines Ratifikationsge- 
setzes Über den Beitritt der Biundesrep'ubl'ik 
Deutschlanid zur Washingtoner Artenschutz- 
konvention vom 3. März 1973 über den inter- 
nationalen Handel mit gefährdeten Arten frei- 
lebender Tiere und Pflanzen vorlegen wird? 


72. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregieriung Pressemeldungen 
bes.tätigen, daß die itaMenische Regier, ung die 
Rind- und Schaffleischproduktion mit Beträgen 
an Höhe von über 1 Milliiarde DM fördern wiill» 
und was will diie Bundesregierung gegen diese 
neuerlichen Wettbewerbs Verzerrungen unter- 
nehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


73. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, ihre Maßnah- 
men zur Verbesserung der bei vielen Straßen- 
bauunternehmen durch die mineralölbedingten 
Preiserhöhungen bei Bauverträgen im Bundes- 
fernstraßenbau entstandenen schwierigen Lage 
so ziu ändern, daß die Vergütung der Mehrauf- 
wendungen (soweit sie 3Vo der Abrechnungs- 
summe übersteigen) nicht von der Gesamtauf- 
trag ssumme bzw. Gesamtabrechnungs summe, 
sondern von den Titelnder Rechnung, die sich 
auf reine Straßen- und Deckenarbeiten bezie- 
hen, zu berechnen sind? 


74. Abgeordneter 
Stücklen 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregi,erung eine 
Entscheidung des Kabinetts zum Ausbau der 
B 466 über den Geschäftsführer des SPD- 
Unterbezärks bekanntgemacht hat, w'ie dies 
nach einer Nachricht dm „Altmühlboten" vom 
15. März 1974 geschehen sein soll, und wenn 
ja, Wiird sie das auch künftighin tun? 
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75. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 
Stücklen 
(CDU/CSU) 


Ist fdiie Bundes regier un^g bereit, darauf hinzu- 
warken, idaß «das KraMa'hrtbundesia'mt 'in Flens.- 
buirg auf Antrag «der Betroffenen Auskunft 
über den Inhiailt der sageniannten Verkehrs- 
Siünderkiarted gibt einschließltich der Anzahl der 
sogenannten Punkte, wenn nein, aus weldien 
Gründen nicht? 


Wann gedenkt die Bundesregierung, nach der 
Einf'ühiiTung der Rjichtgeschwin'diigkeit als zu- 
siätzliiche und entscheidende Verfcehrssicher- 
hedtsraaß nahmen für Kraftfahrzeuge iden Aus- 
rüstungszwang miiit Kopfstützen, den Ausrü- 
stungszwang mdt Sichei^heitsgurten bei Alt- 
fahrzeugen, unbeachtlich der zu erstellenden 
Vierantoerungismögliichfceiten, und die aLlge- 
meiine Anilegep flicht von Sicherheitsgurten 
ednzuführen, um durch solche — im Gegensatz 
zu einer äillgemeinen Geschwdndigkedtsbe- 
gienzung wendiger einschneidende — Maßnah- 
men dem Unfaliltod auf den deutschen Straßen 
entgegenzuwiirken? 
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B. SdiriftUdie Fragen gemäß IV. der Riditlinien 


Gesdhäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Lemmridi 


(CDU/CSU) 


Entspricht es den Tatsachen, daß 'der iBundes- 
außenminiister in Schreiben an Minister larabi- 
scher Staaten erklärt hat, die Bundesregiieraing 
könne die gewaltsame Aneignung von Terri- 
torien nicht anerkennen? 


2. Abgeordneter 
Lemmridi 


(CDU/CSU) 


Erstreckt isich diese Haltung der Bundiesregie- 
rung lediglich lauf israeMsche Gebietserwerbe 
im Nahen Osten oder auch auf die sowjetische 
Annexion Nord-Ostpreußens, Bessaralbienis, 
ider nördlichen Bukowiina, Estlands, Lettlands 
und Litauens, Kareliens und weiterer ostfiinni- 
scher Gebiete, Ostpolens, der Karpatho-Ukraii'- 
ne sowiie die Frage der Anerkennung der 
Oder-Neiße^Grenze? 


3. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Wie list die Erklärung des Bundeskanzliers vor 
seiner Nordafrika-Reise 2 ju verstehen, daß idäe 
Bundesrej^ublik Deutschland bzw. Europa 
einen Frieden im Nahen Osten mit igarantieren 
könnte? 


4. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Welche sowjetischen Verpflichtungen gegen- 
über der Bundesrepublik Deutsch land aus den 
vereinbarten Absichtserklärungen entsprechen 
dem sowjetischen Bigeninteresse, soweit die- 
ses .sich in Dokumenten der UdiSSR und/oder 
des Warschauer Pakts beziiehunigswiedse der 
kommumstischen- und Arbeiterpartei en der 
Mitglieder dieses Pakts selbst dars teilte, un/d 
welche 'dieser sowjetischen VerpOichtuingen 
besziehungsweise Interessen sind nach Auf- 
lassung der Bundesregierung bzw. der Sowjet- 
regierung inzwisdiien erfüllt, welche sind noch 
nidit oder nur teilweise erfüllt? 


5. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Sind die deutschen Verpflichtungen gegenüber 
der Sowjetunion aus den sechs vereinbarten 
Absichtserklärungen linzwisdien erfüllt durch 
die Unterordnung unserer Verträge mit Ost- 
Berlin, Warschau und Prag unter den Vorrang 
unserer Beziehungen zur Sowjetunion, den lin- 
nerdeutschen Grundverlrag, unseren Beitrag 
zur Aufnahme der Bundesrepublik Deutschtansd 
zusammen mit der DDR lin die UNO, den 
deutsch-tschechoslowaki sehen Vertrag, amseren 
Beitrag zur Enlwiicklung 'Unserer wirtsdiaft- 
üchen u. a. Beziehamgen zur UdSSR und durch 
unseren Beitrag zum Zustandekommen und 
bisherigen Verlauf der KSZE? 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter 
Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


7, Abgeordneter 
Becker 
(Nienberge) 
(SPD) 


8. Abgeordneter 
Becker 
(Nienberge) 
(SPD) 

9. Abgeordneter 
Kater 

(SPD) 


10. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


ln welcher Weise hat die Burudesregierung auf 
die Ankündigung der Gewerks chiaft Erziiehung 
und Wissenschaft reagiert, in einem Bundes- 
land Arbeitskampfm aß nahmen gegen ein Vor- 
haben des Bundesgesetzgebers auf besol- 
dungs rechtlichem Gebiet durchzuführen, oder 
was gedenkt sie noch zu (unternehmen? 

Auf Grund vorn Presseveröffentliichungen über 
Du rchschnüttis Verdienste tim öffientliichen Dienst 
frage ich (die Bundesregiieruintg, wie hoch ist 
der (derzeitige monatliiche Bruttodurchschndtts- 
verdienst der Beschäfti,gten im einfachen und 
mittleren Dienst bei Bund, Länder und Ge- 
meinden ednschliießiMch der vergleichbaren 
Lohn- und Vergütungsgrupipen unter Einbe- 
ziiehung von Bundesbahn und Bundespost, und 
wie hoch sind die entsprechenden Durch- 
iSchnittsvexdienste lin den Beschäftiigtengrup- 
pen des gehobenen und des höheren Dienstes? 

Wile hoch ist der prozentuale Anteil der Be- 
schäftigten (im einfiachen und miittleren Dienst 
im Verglteich zum gehobenen und höheren 
Dienst? 


Mit welcher Begründung lehnt es die Bundes- 
regierung ab, gesetz'liiche Initiativen zu ergrei- 
fen, die dazu führen, daß auch in die Verwab 
tungsräte von öffenfcMch-rechtlichen Unterneh- 
men, wie z. B. (der Lastenausgleichsbank, Ar- 
beitnehmer Vertreter entsandt werden müssen? 

Welche Mittel und Wege gedenkt die Bundes- 
regierung amzuregen bzw. einzuschlagen, um 
die Interessen der Arbeitnehmer in öffentlich- 
rechtlichen Unterniehmen, besonders in Fragen 
der sozialen Mlitwirkung und der personellen 
Mitbestimmung, in den Au fsichts Organen die- 
ser Unternehmen zum Tragen zu bringen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


11. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


(CDU/CSU) 


Weiche Möglichkeiten ’sieht die Bundesregie- 
rung, auf der Grundlage des deutsch-öster- 
reichischen Finanz- und Ausgleichs vertragis 
vom 27. November 1961 eine Erweiterung der 
Leistungen der Republik Österreich zur Ab- 
geltung von Vertreibungsschäden zu errei- 
chen, und zu welchen Ergebnissen haben gege- 
benenifalls entsprechende Verhiandlungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich bisher geführt? 
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12. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


Wiie hoch beläuft sdch der in den vergangenen 
zwei Jahren durch Dieb stahl oder Verlust von 
Euroscheck-Karten und Euro-Schecks den Ban- 
ken, Sparkassen, Versicherungen und Konten- 
inhabern entstandene Schaden? 


13. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


Weilche MögLichk eiten sieht die Bundesregile- 
rung zur Bekämpfung dieser offen sichtliich an- 
steigenden besonderen Kriminalität? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtsciiaft 


14. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung künftig 
Röhner den Bestand an deutschen Direktinvestitionen 

(CDU/CSU) genau erfassen will, und erwägt sie daher eine 

Ausdehnung der Meldepflicht nach § 26 des 
Außenwirtschaftsgesetzes und der Vorschriften 
der Außen wirtscbaftsverordnung? 


15. Abgeordneter 
Sdiedl 
(CDU/CSU) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die Mit- 
teilung des stellvertretenden Regierungsspre- 
chers, Dr. Grünewald, die Bundesregierung 
habe sich „lauch in diesem Jahr" zum Ziel ge- 
setzt, „am Schluß der internationalen Preis- 
steigerungsskala zu bleiben", mit den Vor- 
schriften des Stabilitätsgesetzes, die sich be- 
kanntlich nicht damit begnügen, weniger In- 
flation als anderswo zu fordern, isondem jeder 
Bundesregierung Preisstabilität gleichrangig 
neben den anderen wiirtschaftspolitischen Auf- 
gaben zum Ziel setzen? 


16. Abgeordneter 
Gewandt 


(CDU/CSU) 


Hält es diie Bundes regieTung langesichts der 
bei der Durchführung des Sonderkrediitpro- 
gramms gemachten Erfahrungen und unter 
Berücksichtigung der zunehmenden Beschäftli- 
/giuingisschwiierigkeiten nicht nur in den beson- 
ders gefährdeten Bereichen der Bauwirtschaft, 
der Bekleidungs-, Schuh- und Lederindusfrie 
und des Fahrzeugbaus, sondern auch in deren 
Zulieferindustrien nicht für dringend erforder- 
lich, den begünstigten Kreis für das Sonder- 
fcrediitprogramm auf die Bereiche der Zuliefe- 
rer (der biisJang begünstigten Branchen auszu- 
dehnen, zumindest dann, wenn die entspre- 
chenden Zulieferindustrien in einem hohen 
Abhängigkeitsgtrad (etwa 70®/o) von den ge- 
förderten Indus triez wenigen stehen? 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtsdiaft und Forsten 


17. Abgeordneter 
Freiherr 
von Firdcs 
(CDU/CSU) 


Teilt diiie Buodesregierung imeine Auffassung, 
daß idiie Binglredeming vertri'ebener und ige- 
fliichteter Landiwiirte entsprechend tder Ent- 
schiMeßung des Deutschen Bundestags vom 
26. Jiuni 1969 bis zium Ende ides Jahres 1974 
nicht vollendet werden toanin, und ist diie Bun- 
diesregierung bereit, die Fortfiühmnjg der not- 
wendigen Pinanaieriungsmaßinaihmen -auch über 
das Jaihr 1974 thinaus sicbenaustelden, im Rah- 
men eines entsprechenden iSiiedlungspro- 
gramims? 


18. Abgeordneter 
Setters 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung angeben, warum sie 
die internationalle Vogels chutzkonventdon von 
1950 bisher nicht unterzeichnet hat, und wann 
diSt mit dem Beginn des Ratifizierungsverfah- 
rens zu rechnen? 


19. Abgeordneter Welche adäquate Maßnahme für Investiftions- 
Eigen förderung dn der deutschen Landwirtschaft und 

(CDU/CSU) zur Absatzförderung von Agrarprodukten im 

Export will idie Bundesregierung einleiten, um 
den Wiettbewerib igegenübei Frankreich zu er- 
möglichen, angesichts »der Tatsache, daß der 
französischie Laindwiirtschaftsmiindistei Marcelldn 
solche Maßnahmen zu Gunsten der französi- 
schen Landwirtschaft angekiündigt hat? 


20. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


In welcher Weise will die Bundesregierung 
die Förderung von (gewerblichen Großmäste- 
reien in Italien verhdntdern, um diie Landwirte 
dn der EG vor unzumutbarem Wettbewerb zu 
schützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


21. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregderung di-e Aufftassung des 
Bund'eswehrverwaltuingisamts, wiie sie lin -des- 
sen Erlaß vom 14. August 1973 — WE 1.11 
Az. 24.09.01 — zum Ausdruck kommt, daß die 
inur für einen ab Schnitts weisen Grundwehr- 
dienst in Frage kommenden Landwiirte zum 
Oktober eines jeden Jahns einberufen werden 
müssen, wenn die existenzsichemde landwdrt- 
(schaftichie Hauptaiibeiit — z. B. (die Weinlese 
c>der der Holzeinschlag iim der Höhienlan'dwirt- 
ßchaft — gerade dn die Monate ab Oktober 
eines Jahrs fällt? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


22. Abgeordneter Sind der Bunde&regieBung die Engebmisse der 

Dr. Sdimitt- von Prof. Haug, Lübeck, igemaditen meddztini- 

Vodkenhausen sehen Untersaichunigen über den ursächlichen 

(SPD) Zusammenhang zwischen dem biologdischen 

Abbau des imenschlichen Hdms im isiöbziigsten 
Lebensjiahr uind seiner verminderten Nutzung 
dnifoltge der Beendiigung der normalen beruf* 
Glichen Tätigkeit bekannt, und ist die Bundes* 
regierumg bereit, weitere Untersuchungen auf 
diesem Forschungsgebiet zu unterstützen? 

23. Abgeordneter Wie beurteilt diie Bundesregierung die Ent* 

Dr. Kunz wiicklung der Geburtenraten bei deutschen 

(Weiden) Bundesbürgern nach Einführung der Fristen- 

(CDU/CSU) regelung im Rahmen der Neufassung des 

§ 218 StGB? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


24 % Abgeordneter Strebt die Bundesregierung idie Teiiilverstaiat- 
Höcherl lichung der deutschen Handetlsflotte an, wie 

(CDU/CSU) eine Arbeitsgemeinschaft der in der Gewerk- 

schaft öffentliche Dienste, Tranisport und Ver- 
kehr organisierten Seebetriiebsratsnuitglieder 
von acht Hamburger Reedereien gefordert hat? 

Ist es ziu treffend, daß Darmstadt mit 358 zuge- 
lassenen Kraftfahrzeugen pro 1000 Binwoihner 
die größte Fahrzeugdichte iin der Bundesrepu- 
blik Deutschland aufweist, und list die Bunideis- 
regierung bereit, diese Tatsache bei ihren ver- 
fcehrspolitischen Maßnahmen, insbesondere bei 
der Förderung des Ausbauis des öffentlichen 
Nahverkeihrsnetzes, bei der Förderung des 
Ausbaus des Straßennetzes und bei dier Fest- 
legung der Prioritäten lim Straßenbau zu be- 
rücksichtigen? 

Ist der Bundesregiterung bekannt, idaß im Zuge 
der Gelbietsreform das Kfz-Kennzeichen „MY“ 
abgeschafft werden soll, und welche Möglich- 
keiten sii^öht -sie, dem Wunsch der Bevölke- 
rung im Kreis Mayen-Koblenz zu entsprechen, 
daß .sie „lihr" Kfz-Zeichen „MY" behalten 
kann? 

27. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möfgliiichkeit, 
Josten daß bei Änderungen von Kfz-Kennzieiichen die 

(CDU/CSU) Bevölkerung lim Sinne des Satzes ^Mehr-De- 

mokratie- Wagen" beteiligt werden kann? 



25. Abgeordneter 
Metzger 
(SPD) 
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28. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


33. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt diie Bundesregierung das An- 
bningen von Schialflblenden an der Bundes- 
autobahn Sauer iand'Mnie — OrtsLage Sinn/Dill- 
kreis, um für dlie Bevölkerung einen höheren 
Lärmschutz zu gewährleisten? 


Wie ist der Stand der Planungen der Anbin- 
dung des Orts teils Ball er sbachyDillk reis an die 
B 255, des Ausbaus der B 255 in der Ortslage 
Bicken, und wann ist mit welchen Zuschüssen 
des Bundesiveirikehrsmiiniisters für den Grund- 
erwerb zu rechnen? 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, in dem Erlaß des Bundeaverkeihrs.- 
mdniisteriiums vom 13. März 1974 bezügliidi der 
„Auswiirkungen der Preiserhöhungen für Mi- 
neral öl erzeuignisse auf den Bundesfernstraßen- 
bau" zwar für den Werkstoff „Zement", nicht 
•aber für „Kalk für Bodens tabilisiierung" eine 
Preiaglei'tunig vorzusehen, obwohl auch beim 
Kalk die Brennikosten durch diie Bnergiever- 
iSorgung -angestiegen sind? 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls ge- 
willt, auch Kal'kprodukte in die Preisgledtung 
aiufzunehmen? 

Welche Fortschiritte in Planung und Ausbau 
der B 44 zwischen Groß-^Geraiu und Gernsheiim 
haben sich inzwischen bzw. werden sich noch 
für die Bevölkerung dieses Bereichs ergeben, 
die die Lawine des Sommerverkehrs wieder 
cxhne sichtbare Fortschritte auf sich zukommen 
sieht? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in jüng- 
ster Zeit überhand genommenen Überfälle und 
Belästigungen auf Fahrgäste der Münchner 
S-Bahn, und wie will die Deutsche Bundes- 
bahn solche Übergriffe in Zukunft verhindern? 


Ist mit der Inbetriebnfühme der Münchner S- 
Bahn auch die Bahnpolizei zum Zwecke des 
Schutzes der Fahrgäste verstärkt worden, und 
wiie viele Bahnpolizisten sind, vor allem in 
verkehrsschwachen Zeiten, auf iden S -Bahn- 
Strecken eingesetzt? 


Ist der Bundesregierung die Höhe der Preis- 
steigerung der Tarife der Deutschen Bundes- 
bahn für die Wochenendfahrkarte von Nürn- 
berg in die Fränkische Schweiz (Behringers- 
mühle) für die Naherholungssuchenden von 
7 DM auf 16 DM oder um 9 DM bzw. 158®/o 
bekannt, billigt sie dieses Vorgehen, und kann 
sie aus sch ließen, das negative Folgen für die 
Ziele der Naherholung entstehen? 
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Beabsichtigt die Bunidesregieriung damit eine 
Verlage ruinig des öffentlichen Verkehrs an den 
Wochenenden auf den Indiivtiduial verkehr, nnd 
iist sie der Meinung, daß die engen »und kur- 
venreichen Straßen dieses Naherholunigsge- 
biiets lin ider Lage sind, den verstärkten Indi- 
viduialverkehr aiufzunehmien? 

37. Abgeordneter Mit welchen Mitteln wurde diie Rennstrecke 

Wende des. Nnirburgrings in den leftzten Jahren aus- 

(SPD) gebaut? 

Wie beurteilt die Bundeisregierung diie Sicher- 
heit deis Nüiiburgrrngs unter dem Gesichts- 
punkt, daß die überwiegende Zahl ider vorge- 
isehenen Tieilnehmer am Großen Preis von 
Deutschland 1974 ifür Motorräder ams Sicher- 
heitsgründen den Start verweigerten? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


39. Abgeordneter Trifft es. au, daß der Bundesm/inister für For- 
Spilker schung nnd Technologie die öffentlichen Fi- 

(CDU/CSU) nanzhiMen für (die Fortentwickloing der nuklea- 

ren Hochtemperaturtechnik dazu benutzen 
möchte, die neue Atomtechnik zu leiner reinen 
Staatssache zu machen und Wissenschaft und 
Indostrie zu Befehlsempfängern zu degradie- 
ren, wie die „Frankfurter Allgemeine Zeiitung" 
vom 18. April 1974 im Kommentar auf Seite 13 
berichtet? 


Bonn, den 2. Mai 1974 



36. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 
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